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Steuerstrafrecht

▶▶ Bundesgerichtshof
BGH zur Strafzumessung bei Umsatzsteuerkarussellen

|  Der BGH weist für die Verurteilung wegen Umsatzsteuerhinterziehung bei 
Karussellgeschäften darauf hin, dass die Steuerfreiheit innergemeinschaft­
licher Lieferungen nach § 4 Nr. 1b UStG i. V. mit § 6a UStG unter anderem 
voraussetzt, dass der Abnehmer ein Unternehmer ist, der den Gegenstand 
für sein Unternehmen erwirbt. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt, wenn die 
Ware zwar in einen anderen Mitgliedstaat gelangt, die als Abnehmer auftre­
tende Firma aber lediglich zum Schein als Besteller und Abnehmer auftritt, 
um eine innergemeinschaftliche Lieferung vorzutäuschen.  |

In einem solchen Fall kann die Lieferung jedoch nach § 6a Abs. 4 S. 1 UStG als 
steuerfrei anzusehen sein, wenn die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung 
auf unrichtigen Angaben des Abnehmers beruht und der Unternehmer die 
Unrichtigkeit dieser Angaben auch bei Beachtung der Sorgfalt eines ordent­
lichen Kaufmanns nicht erkennen konnte. 

MERKE  |  Zu beachten ist, dass es insoweit auf das Wissen bzw. Wissen-Können 
des leistenden Unternehmers ankommt. Konnte der leistende Unternehmer die 
Unrichtigkeit der Angaben des Abnehmers nicht erkennen, ist die USt nicht ent­
standen, sodass insoweit eine Verurteilung wegen Steuerhinterziehung unab­
hängig von der Stellung des Angeklagten in der Kette nicht in Betracht kommt.

Im Hinblick auf die Strafzumessung weist der Senat (BGH 12.10.16, 1 StR 210/16, 
Abruf-Nr. 190548) darauf hin, dass bei fingierten Ketten- oder Karussell­
geschäften der aus dem Gesamtsystem erwachsene deliktische Schaden als 
verschuldete Auswirkungen der Tat zugrunde zu legen ist, soweit dem Betei­
ligten die Struktur und die Funktionsweise des Gesamtsystems bekannt ist.  
Wird hinsichtlich derselben Ware mehrfach USt hinterzogen, ist zu berücksich­
tigen, dass das Steueraufkommen des Fiskus nicht in der Summe der Hinter­
ziehungen der an dem Hinterziehungssystem beteiligten Firmen, sondern nur 
im Umfang des jeweils höheren Hinterziehungsbetrags gefährdet ist.
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▶▶ Bundesfinanzhof
Insolvenzverfahren über das Vermögen des Steuerberaters

|  Der Eintritt eines Vermögensverfalls ist nach § 46 Abs. 2 Nr. 4 StBerG 
auch dann zu vermuten, wenn das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten nicht in Deutschland, 
sondern in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union nach des­
sen Recht eröffnet worden ist. Hierauf weist der BFH in einer Entscheidung 
vom 17.8.16 (VII B 59/16, Abruf-Nr. 188837) hin.  |

Nach § 46 Abs. 2 Nr. 4 StBerG ist die Bestellung zu widerrufen, wenn der 
Steuerberater in Vermögensverfall geraten ist, es sei denn, dass dadurch die 
Interessen der Auftraggeber nicht gefährdet sind. Ein Vermögensverfall wird­
nvermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Steuerbera­
ters eröffnet ist.� (CW)
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